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Orientierungsgröße  überzuordnen,  scheint  auf  einem  gesellschaftlichen  Konsens  zu  beruhen,  der 
zugleich kaum hinterfragt wird (vgl. Bergh 2009: 118ff). Diese Einseitigkeit verleiht der Wachstums‐







sucht, um  gesellschaftliche Wohlfahrt  jenseits des Wachstumsparadigmas  zu  verwirklichen. Dieser 












herrschen  lasse.  Die  Lebensqualität  profitiere  insbesondere  vom  technologischen  Fortschritt,  der 
ständig neue Wege eröffne, die „[…] Freude an der Stillung des Hungers […]“ (Binswanger 2009: 374) 









alversicherungen gesenkt und  schließlich die Zuversicht  in die wirtschaftliche  Lage verbessert wer‐
den, um Investitionen und Konsum anzuregen (vgl. Seidl & Zahrnt 2010c: 180). Letztlich sei es mög‐
lich, Armut zu bekämpfen, soziale Ungleichheit zu reduzieren und sogar zum Schutz der Umwelt bei‐
zutragen,  indem  Wachstumsbarrieren  abgebaut  und  Wachstumsanreize  geschaffen  werden  (vgl. 
Commission on Growth and Development 2008: 1ff, 14;  Seidl & Zahrnt 2010c: 180). Zur weiteren 
Steigerung der gesellschaftlichen Wohlfahrt müsse das Wachstum einfach unendlich weitergetrieben 
werden, was dank der unbegrenzten  Innovationsleistung des Menschen  kein besonderes  Problem 
darstelle. 
Das Wachstumsparadigma beruht letztlich auf der theoretischen Annahme, dass sich das Wachstum 
unbegrenzt  fortsetzen  lässt  und  damit  die  gesellschaftliche Wohlfahrt  ständig  steigert.  Allerdings 
sehen sich diese Annahmen mittlerweile einer weniger hoffnungsvollen Realität gegenüber: Soziale 




xierte Wirtschaft  zur Produktion bedient,  längst überschritten  (vgl. Meadows 1972; Seidl & Zahrnt 
2010b: 30; IPCC 2014). 
Wenn der ständige Wertschöpfungszuwachs letztlich die mit ihm verbundene Steigerung der gesell‐





tumsparadigma mittlerweile  in den nationalen und  supranationalen Gesetzen und  Leitlinien  vieler 
Länder  und  Staatenverbünde wie  der  Europäischen Union  (EU)  institutionalisiert  und  schlägt  sich 
außerdem  in  den  Zielen  internationaler Organisationen  nieder.  In Deutschland  schreibt  das  1967 
erlassene Gesetz zur Förderung der Stabilität und des Wachstums der Wirtschaft  (StabG)1 vor, dass 





















den  ersten  Blick  zunächst  schwer  mit  der  Idee  eines  ständigen  Mehr  durch  fortgesetztes  Wirt‐
schaftswachstum vereinbar scheint. Der vielzitierte Bericht der World Commission on Environment 
and Development  (WCED) Our  Common  Future  (1987)  oder  auch Brundtland‐Bericht  definiert  na‐
chhaltige Entwicklung zunächst mit dem Ziel, „[…] to ensure that  it meets the needs of the present 
without compromising the ability of future generations to meet their own needs“ (WCED 1987: 16), 
um dann  in demselben Absatz zu ergänzen: „[b]ut  technology and  social organization can be both 
managed and improved to make way for a new era of economic growth“ (WCED 1987: 16). Die Vor‐



















die Grundlage  für die  immer aktuellere –  teils kapitalismuskritische – Suche nach alternativen For‐
men der wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Organisation, die auf die Gewährleistung von Ver‐




































Kapitel 5: Nachdem der  Zusammenhang  von Wachstum und  kapitalistischem  System  tiefergehend 
erläutert und mit Gegenpositionen konfrontiert wurde, werden die zentralen Inhalte und Prinzipien 
des Postwachstumsdiskurses  auf  Spannungen  zum  kapitalistischen  System und  im  Zusammenhang 
von Kapitalismus und Wachstum untersucht und bewertet. 
Kapitel  6:  Die  Ergebnisse  der  Analyse werden  zusammengefasst  und  auf  ihre  Bedeutung  für  den 













































zess  und  einer  technologischen  Dynamik,  die  sich  in  einer  ausgeprägten  Innovationsorientierung 
ausdrückt (vgl. Coe et al. 2013: 59). Ziel der Kapitalist*innen  ist es, durch die  Investition  in die Pro‐
duktion von Waren, also von Gütern und Dienstleistungen, die nicht zum Eigengebrauch, sondern für 
den Verkauf an andere produziert werden, einen zusätzlichen Wert – den Mehrwert – zu erwirtschaf‐
ten, der den Wert der ursprünglichen  Investition  übersteigt,  sodass dieser Überschuss  zur  Erwirt‐
schaftung  weiteren  Mehrwerts  erneut  investiert  werden  kann  (vgl.  Harvey  1982:  14,  20).  Dieser 
scheinbar unendliche Zirkulationsprozess mit dem Ziel der  immer neuen Kapitalakkumulation, also 
die  Erhöhung  des  eigenen  Kapitalbestandes  durch  den  profitbringenden  Einsatz  eines  Teils  dieses 
























tels reduziert werden  (vgl. Harvey 1982: 18f; 2015: 86f) –„[…] ein Dollar  ist ein Dollar  ist ein Dollar 
[…]“ (Harvey 2015: 32). Unter diesem Gleichheitsprinzip lässt sich der Mehrwert nur mit einer Ware 
erwirtschaften, die selbst einen Wert produziert, der ihren Tauschwert übersteigt. Diese Ware ist die 







diesen Mehrwert  ständig  zu  steigern. Erreichen  lässt  sich dies auf verschiedenem Wege, beispiels‐
weise  indem  die  Löhne  so  gering wie möglich  gehalten  oder Arbeitszeit  und Arbeitsintensität  bei 
gleichbleibenden Löhnen maximiert werden. Die technologische Dynamik und Kreativität des Kapita‐









pole auf  ihre  individuelle Arbeitskraft erlangen und höhere  Löhne  verlangen  können, da  sie ange‐
sichts des ständigen Überangebots des Produktionsfaktors Arbeit um den Verkauf  ihrer Arbeitskraft 
konkurrieren. Ähnliches  kann durch  gezielte Dequalifizierung oder die weitere  Segmentierung des 
Produktionsprozesses erreicht werden. Neben der technisch bedingten Arbeitslosigkeit ist die Mobili‐
sierung ausländischer Arbeitskräfte ein weiterer Weg, mit dem die Kapitalist*innen diese Reservear‐








































nen. Um  seinen Wert nicht  zu verlieren, muss dieses Kapital aber  ständig dem Zirkulationsprozess 
zugeführt werden. Eine Folge der Überakkumulation sind  regelmäßig auftretende Krisen, beispiels‐










im Rahmen  einer Austeritätspolitik. Dem  gegenüber  steht der  keynesianische Ansatz der Nachfra‐
geförderung  durch  antizyklische  staatliche  Investitionen  unter  Inkaufnahme  zusätzlicher  Verschul‐
dung (vgl. Harvey 2015: 106). 
Zur Verdeutlichung des Zwangs zur Kapitalzirkulation muss das bisher verwendete Verständnis von 
Kapital  erweitert  werden:  Harvey  versteht  darunter  einerseits  den  Prozess  der  Kapitalzirkulation 
selbst – Geld  (ܯ ) wird  zur Produktion von Waren  (ܥ ) eingesetzt, die mit einem Geldgewinn  (∆ܯ ) 













den. Aus diesem  Zirkulationsdruck  folgt  zugleich  ein  Konkurrenzdruck, denn  je  schneller  die  Kapi‐
talzirkulation abläuft, umso kürzer wird die Umschlagsdauer der Waren und umso mehr Gewinn kann 
in kürzerer Zeit erwirtschaftet werden, was Wettbewerbsvorteile bedeutet (vgl. Harvey 2015: 97). 







fahr  läuft,  zu erstarren  (vgl. Harvey 2015: 99). Beide Kapitalformen  stehen  jedoch nicht  in Wider‐











Indem  Realisierungskrise  und  Überakkumulation  zur  Nichtauslastung  der  Produktionsmittel  bzw. 
dem Nichtgebrauch vor allem  fixen Kapitals  führen, gefährden  sie die Aufrechterhaltung der Kapi‐
talzirkulation und damit den Wert des Kapitalbestandes.  
Eine Möglichkeit dieses Krisenpotenzial zu umgehen oder zumindest aufzuschieben, ist die Schaffung 
neuer  Investitionsmöglichkeiten,  durch  die  das  zirkulierende  Kapital  in  Bewegung  gehalten  wird. 
Durch die  Erschließung neuer  geographischer Räume, die  zusätzliche Ausbeutung natürlicher Res‐
sourcen oder Arbeitskräfteangebote, die  Ersetzung,  Erneuerung oder Neuerrichtung  von Produkti‐













mit  dem Gesamtsystem  globalisiert. Der  Kapitalismus  ist  also  auch  in  räumlicher Hinsicht  auf  das 
Prinzip der schöpferischen Zerstörung angewiesen, um sich zu stabilisieren. Für Coe et al. stellen die 
daraus resultierenden Krisen keine extern verursachten Unregelmäßigkeiten dar, sondern sind dem 
System  strukturell bedingt  inhärent und müssen notwendigerweise  auf  soziale und  geographische 
Ungleichheiten hinauslaufen  (vgl. Coe et al. 2013: 61f).  In seinem Buch Siebzehn Widersprüche und 















teil  haben,  schnell  verbraucht  und  wiederholt  konsumiert  werden  zu  können,  zugleich  aber  mit 










ter  anderem  ermöglicht  die  daraus  resultierende  Reichtumskonzentration  einer wachsenden  Zahl 
von Rentiers, allein von der Kapitalrendite  ihres auf diese Weise angehäuften Vermögens zu  leben, 
wodurch  sich  zugleich die gesellschaftliche und politische Macht dieser Gruppe  festigt.  Indem das 
produktive Industriekapital dem aggressiveren Finanzkapital untergeordnet wird, entspricht die Kapi‐
talakkumulation nicht mehr der tatsächlichen Produktion, was die Spannung zwischen Wertproduk‐































Im  liberalen Kapitalismus von LME und NLME steht demnach die  Investition  in allgemeine Fähigkei‐
ten im Vordergrund. Der Arbeitsmarkt ist weitestgehend dereguliert und basiert auf flexiblen Model‐































chung  des  Verhältnisses  von  kapitalistischem  System  und  Postwachstum  allerdings  nicht  auf  den 
englischsprachigen Raum begrenzt werden. Seit dem Beginn des neoliberalen Projekts in den frühen 
1980er  Jahren  – maßgeblich  vorangetrieben  durch  den  damaligen US‐Präsidenten  Ronald  Reagan 
und die britische Premierministerin Margaret Thatcher – lassen sich entsprechende Tendenzen auch 







mus  als  einer  gesellschaftlichen  Organisationsform  betonen,  ohne  davon  auszugehen,  dass  eine 














Demnach  ist  exponentielles  Wachstum  eine  Bedingung  der  Kapitalreproduktion.  Exponentielles 
Wachstum  bedeutet,  dass  sich  die  „[…]  Veränderungsrate  des  preisbereinigten  Bruttoinlandspro‐
dukts“ (Statistisches Bundesamt 2015) – die Wachstumsrate – nach dem Zinseszinsprinzip einer ex‐
ponentiellen Funktion annähert. Das Bruttoinlandsprodukt  (BIP)  ist das ausschlaggebende Maß  für 
die Wirtschaftsleistung, die eine Volkswirtschaft  in einem bestimmten Zeitraum erbringt: „Es misst 




















































andernfalls nicht  aufrechtzuerhalten wäre.  In der Regel nehmen die Unternehmen  zur Produktion 
aber Fremdkapital auf, das mit Zins und Zinseszins belastet wird. Die Zinslast steigt also in jeder Peri‐














Schwellen‐  zum  Industrieland  befinden  und mit  ihrer  hohen Wirtschaftsleistung  das  stagnierende 
Wachstum der klassischen Industriestaaten teilweise auffangen (vgl. Harvey 2015: 265). Ein Beispiel 
für derartig sinkende Wachstumsraten,  insbesondere  in den Jahren nach der Jahrtausendwende,  ist 
Deutschland  (vgl. Reuter 2010: 90), wo  im  Jahr 2003  lediglich ein Wert von –0,4% erreicht wurde 
(OECD 2014). 
Der Quotient  von  gesamtwirtschaftlichem  realem  BIP  und  Bevölkerungszahl  ergibt  das  reale  Pro‐
Kopf‐BIP, also den Anteil an der Wertschöpfung, der  theoretisch auf  jede einzelne Person der be‐
trachteten Bevölkerung entfällt. Ausgedrückt in Kaufkraftparitäten wird das reale Pro‐Kopf‐BIP häufig 
als  Indikator  für  gesellschaftliche Wohlfahrt  verwendet, mit  dem  sich  die Wohlfahrtsniveaus  ver‐






































































































































fenbar  keiner Rechtfertigung mehr  bedarf  (vgl. Binswanger  2006:  264).  Im  Folgenden werden  die 
bereits dargestellten Rechtfertigungen des Wachstumsparadigmas erweitert: 
Aus Sicht des Staates sei Wirtschaftswachstum notwendig zum Erhalt der Kreditwürdigkeit und zur 










schaffen. Die  späteren  zusätzlichen  Einnahmen würden  schließlich  eine Rückzahlung der  Schulden 
ermöglichen. Beiden Argumentationslinien ist gemein, die Lösung des Verschuldungsproblems – mal 
früher, mal später – vom weiteren Wachstum abhängig zu machen. Nach Seidl & Zahrnt (2010c)  ist 
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gestellten  zu gefährden. Paech  (2014)  sieht darin eine Umdefinition  sozialer Belange  im Sinne des 
Wachstumsparadigmas (vgl. Paech 2014: 110ff). 
In Verbindung mit der Begründung, Wachstum würde zur Entlastung der Sozialsysteme führen, wird 
argumentiert,  dass  sich  darüber  hinaus  technisch  bedingte  Arbeitslosigkeit  verhindern  lasse,  „[...] 
denn der technologische Fortschritt tendiere dahin, fortwährend Arbeitskräfte freizusetzen und nur 





























Eine  tiefergehende Auseinandersetzung mit  dem  Bruttoinlandsprodukt  ist  nicht  nur wegen  seiner 
Funktion  als  wichtigster  Indikator  zur  Bewertung  der  Wirtschaftsleistung  einer  Ökonomie  ange‐
bracht, sondern auch, weil sich dem BIP aufgrund seines Einflusses auf die Entscheidungsfindung der 
Wirtschaftsakteur*innen selbst Auswirkungen auf diese Wirtschaftsleistung zuschreiben  lassen. Der 





BIP, das nicht den  Erwartungen  entspreche,  erzeuge Nervosität und  teilweise hektische politische 
Reaktionen.  Die  Einflussnahme  des  Indikators  auf  Unternehmen,  Investor*innen  und  Konsu‐
ment*innen leitet Bergh aus der allgegenwärtigen medialen Verbreitung von Wachstumsinformatio‐
nen  ab  (vgl.  Bergh  2009:  120).  Insbesondere  die  Finanzmärkte  seien  hochsensibel  für  BIP‐
Veränderungen und Wachstumsprognosen, anhand derer sie das Wirtschaftsklima bewerten, woran 
sich wiederum  das  Verhalten  der meisten Marktakteur*innen  orientiere.  Zentralbanken  richteten 
ihre Zinspolitik an Wachstums‐ und Inflationserwartungen aus, während Privatunternehmen das BIP 










Da  sich der Einfluss des BIPs auf  so vielfältige Weise  in Wirtschaft und Gesellschaft niederschlage, 
werde er  leicht unterschätzt. Letztlich verstärke die gegenseitige Beeinflussung der betroffenen Be‐
reiche die wirtschaftliche Wirkung des BIPs noch zusätzlich. Beispielsweise erregten sinkende Wachs‐
tumsraten die Aufmerksamkeit der Medien  und  Finanzmärkte,  Politiker  reagierten  darauf mit der 
öffentlichen Ankündigung wachstumsfördernder Maßnahmen, die wiederum von den Medien aufge‐

















schränkung  führt  zur  Vernachlässigung  und  Geringschätzung  von  Wirtschaftsbereichen,  in  denen 
zwar  Leistungen  erbracht  oder Güter  genutzt,  aber  nicht  in Marktpreisen  bewertet werden. Dies 
betrifft insbesondere die Arbeit von Frauen und die Nutzung von Umweltleistungen und ‐ressourcen 
(vgl. Coe  et  al.  2013:  49). Darüber hinaus  können Marktpreise durch Monopole oder Absprachen 











den  gegenüber  den  mit  Marktpreisen  bewerteten  abgewertet  und  dadurch  auch  gesellschaftlich 
geringgeschätzt. Da diese  Leistungen nach wie vor überwiegend von Frauen wahrgenommen wer‐




formelle  Güter  und  Dienstleistungen,  profitiert  also  von  der  Kommodifizierung.  Letztlich  wird 
dadurch aber  lediglich ein Nutzen gezählt, der  zuvor  längst vorhanden war. Die Kommodifizierung 































heit  nicht  gegen materielle Güter  oder  „luxury  services“  (Bergh  2009:  119)  aufrechnen.  Vielmehr 
dienten materielle Güter häufig als stellvertretende Mittel zur Erfüllung sozialer oder psychologischer 
Grundbedürfnisse, worunter  auch  der  bereits  thematisierte  Konsum  von  positionalen  Gütern  zur 
Erlangung von Respekt und Anerkennung fällt. Die mit dem Wachstum des Pro‐Kopf‐BIPs einherge‐
hende Zunahme des materiellen Konsums ziele demnach vor allem darauf ab, die mangelhafte Be‐
friedigung von Grundbedürfnissen, wie Ruhe,  sauberer  Luft oder Zugang  zur Natur, auszugleichen, 
was aber nicht gelingen könne und vom BIP auch nicht abgebildet werde (vgl. Bergh 2009: 119, 129). 
Ein weiteres Problem der Wohlfahrtsmessung mithilfe eines auf monetäre Werte beschränkten Indi‐
kators betrifft das  sogenannte  „Easterlin‐Paradox“  (Demaria et al. 2013: 197;  s. Kap. 3.3), wonach 
Subjektives Wohlbefinden (SWB) und individuelle Wohlfahrt hauptsächlich vom relativen Einkommen 
sowie diversen einkommensunabhängigen Faktoren bestimmt werden. Da das BIP lediglich absolute 
Einkommen  aggregiere,  könne  die  individuelle  oder  gesellschaftliche  Wohlfahrt  nicht  abgebildet 
werden (vgl. Bergh 2009: 119, 130). 
Die  Beschränkung  auf  aggregierte  Werte  bzw.  Durchschnittseinkommen  macht  das  Pro‐Kopf‐BIP 
zudem unempfindlich für regional unterschiedliche Einkommensverteilungen und ihre Veränderung, 


























kritischen Verständnis des  kapitalistischen  Systems  zulassen und die Wachstumsentstehung  in An‐







ckelte neoklassische Wachstumstheorie.  In  ihrem Zentrum  steht eine Produktionsfunktion, die die 
bei gegebenen Produktionsmitteln maximal mögliche und anzustrebende Produktionsmenge (ܻ ) von 
Gütern und Dienstleistungen  als  Funktion der Produktionsfaktoren Kapital  (ܭ ) und Arbeit  (ܮ )  auf‐
fasst, nur begrenzt durch den zum jeweiligen Zeitpunkt vorhandenen technischen Wissensstand (vgl. 
Maier et al. 2006: 24, 56): 
ܻ ൌ ܨ ሺ ܭ, ܮ ሻ  
(Maier et al. 2006: 56) 
 











kurrenz  herrscht,  also  ein  ausgeglichenes  Verhältnis  von  Anbietern  und Nachfragern,  können  die 
Marktpreise von niemandem beeinflusst werden (vgl. Maier et al. 2006: 55). Unter diesen Annahmen 
produzieren  die  Wirtschaftssubjekte  immer  den  von  der  Produktionsfunktion  angegebenen  Wert 
(vgl. Maier et al. 2006: 55, 58). 
Das Modell nimmt sowohl das Arbeitsangebot als auch den technischen Fortschritt als exogen gege‐
ben  an.  Einzige  endogene Größe  ist  der  Kapitalbestand.  Eine  Erhöhung  der  Produktionsmenge  ist 
demnach möglich durch die Erhöhung der eingesetzten Arbeit, die Erhöhung des Kapitaleinsatzes, 







liche  Vorteile  durch  die Größe  von  Regionen  oder  Produktionseinheiten  entstehen.  Zum  anderen 
durch die Annahme des sinkenden Grenzprodukts, die sich auf die Veränderung nur eines einzelnen 
Produktionsfaktors bezieht (vgl. Maier et al. 2006: 56). Das Grenzprodukt ist der Produktionsbeitrag 





höht  demnach  zwar  die  Produktionsmenge,  geht  aber mit  einem  sinkenden  Pro‐Kopf‐Einkommen 
einher.  Durch  die  Erhöhung  des  Kapitaleinsatzes  bei  gleichbleibendem  Arbeitseinsatz werden  die 
einzelnen Arbeitsplätze kapitalintensiver und die  Löhne  steigen entsprechend dem Gleichgewichts‐
prinzip (vgl. Maier et al. 2006: 58). 











Abschreibungsrate bis  zu  einem Gleichgewichtspunkt  an,  an dem der Netto‐Kapitalzuwachs  gleich 
Null ist und auch die Pro‐Kopf‐Löhne nicht weiter wachsen können. Durch die Kopplung der Sparquo‐
te  an den  Produktionszuwachs muss  sie mit dem positiven Grenzprodukt des Kapitals  sinken und 





Durch  die modellinterne  Begrenzung  der  endogen  erklärbaren Wachstumsursachen  lässt  sich  die 
Produktionsmenge  langfristig nur  erhöhen,  indem die Grenzen des  technischen Wissens  erweitert 
werden  und  die  Produktivität  der  Produktionsfaktoren  durch  technologische  Innovationen  –  den 
exogen hervorgebrachten technischen Fortschritt – gesteigert wird (vgl. Maier et al. 2006: 24).  
Kurioserweise wird die neoklassische Wachstumstheorie also trotz stark vereinfachender – und da‐








Mechanismen  des Wachstumsausgleichs:  durch  freie  Faktorwanderung  und  durch  interregionalen 
Handel. 



















tumsausgleich  durch  interregionalen  Handel  darstellen.  Die  Grundlage  bildet  hier  das  Heckscher‐
Ohlin‐Theorem, demzufolge  sich Regionen, die  im  interregionalen Handel Waren austauschen, auf 
die Produktion der jeweiligen Ware spezialisieren, die sie relativ zu anderen Waren in derselben Re‐
gion billiger produzieren können. Grundlegend ist hier die interregionale Verteilung der Produktions‐
faktoren.  Regionen  mit  einer  hohen  Kapitalausstattung  können  kapitalintensive  Waren  relativ  zu 
arbeitsintensiven Waren billiger herstellen, da die Entlohnung nach dem Grenzprodukt desjenigen 
Produktionsfaktors, der reichlich vorhanden ist, niedriger ausfällt als die des knappen. Umgekehrt gilt 
dasselbe  für  Regionen  mit  hoher  Arbeitsausstattung.  Der  Wachstumsausgleich  erfolgt  schließlich 
























Zusätzlich  zu den  fraglichen Eigenschaften des  zugrundeliegenden  rationalistischen Akteursmodells 
vernachlässigt  die Annahme  der  vollständigen  Faktormobilität  die  heterogenen  Eigenschaften  von 
Arbeit, die sich in unterschiedlichen Qualifikationen, der Zugehörigkeit zu sozialen Gruppen und einer 
Vielzahl weiterer individueller Merkmale der Arbeitskräfte ausdrücken. Darüber hinaus ist Geldkapi‐












Leistung  des  Menschen  abhängigen,  gegen  alle  Umwelteinflüssen  abgesicherten  Wachstums  der 
Wirtschaft geebnet“ (Binswanger 2010: 75). Den Ausschluss der Natur führt Binswanger unter ande‐
rem  auf die  Fehlprognosen durch Thomas Robert Malthus‘ Bevölkerungsgesetz  (1798;  s. Kap. 3.4) 




































Heute  ermöglicht  dieses Darlehen  allerdings Unternehmen,  die  aus Geld mehr Geld machen. Das 
Kapital nimmt dabei die Rolle eines Vorschusses  in Form von Eigen‐ und Fremdkapital an, den die 
Unternehmen benötigen, um den erhofften Gewinn zu erzielen (vgl. Binswanger 2006: 256). Dieser 












Im  ursprünglichen Gedanken  der  Kapitalisierung  vereinen  sich  die  beiden  Funktionen  des Geldes: 
Beim Kauf der Waren erfüllt es seine Zahlungsfunktion, bei der Gewinnerzielung kommt seine Wert‐
funktion  oder  Wertaufbewahrungsfunktion  zum  Tragen,  indem  ihm  ein  dauerhafter  Wert  zuge‐
schrieben wird  (vgl. Binswanger  2006:  257). Die Wertfunktion  des Geldes  geht  historisch  auf  den 











bei  der Gewinnerzielung  ist Geld  Selbstzweck.  Je  grösser  der Gewinn  um  so  besser“  (Binswanger 
2006: 257). 
Statt nach dem stofflichen Eigenwert des Geldes bemisst sich der Wert einer Geldanlage heute nach 





von Waren umläuft,  sondern durch die  Investition das Wachstum der Handel  [sic] und Produktion 





                                                            















































Binswanger  2011:  2).  Aus  der  Kreditvergabe  resultiert  ein  gegenseitiges  Schuldverhältnis  von Ge‐
schäftsbank und Kreditnehmer*in, bei dem die Schuld der Geschäftsbank darin besteht, das neu ge‐
schaffene Buchgeld bei Bedarf  in  Form  von Banknoten,  also Geld der  Zentralbank, einzulösen. Da 
aber die wenigsten Zahlungen mittels Banknoten erfolgen, sondern heute vor allem über elektroni‐
sche Transaktionen, und daher  in der Regel nie das gesamte Sichtguthaben  in Banknoten eingelöst 
















es  vom  Staat gesetzlich als alleiniges Zahlungsmittel bestimmt wird. Das Zentralbankgeld  ist  soge‐
nanntes Fiatgeld, das einen zugeschriebenen Wert repäsentiert, ohne selbst einen stofflichen Eigen‐




Indem  die Unternehmen  das  Kreditgeld  zur  Investition  in  die  Steigerung  ihrer  Produktion  nutzen, 
wird es nachträglich doch noch einlösbar, allerdings in zusätzlich produzierte Waren statt in Gold (vgl. 












wachstum  steigen, um den nötigen Konsum  zur Aufnahme der  zusätzlichen Produktionsmenge  zu 
generieren. Die Haushalte geben ihre Einkommen in der Regel sofort aus, der Einkommenseffekt der 
















angenommen werden  kann. Dieser Wachstumsdrang beschränkt  sich nicht nur  auf die  Steigerung 












sourcen –  formalisiert durch  ihren Ausschluss aus der Produktionsfunktion – bedeutet eine  zweite 
Form der Verschuldung ohne Rückzahlungszwang. Da die Gewinne immer dort am größten sind, wo 
etwas verkauft wird, das zuvor nicht gekauft werden musste,  ist die Ausbeutung der Natur ein äu‐








Unternehmen  kaufen, die  sie  zuvor unter Einsatz  ihrer Arbeitsleistung und  Imagination produziert 
haben. Werden Münzen  und  Banknoten  vernachlässigt,  erfolgen  alle  Zahlungen  durch  die Umbu‐
chung  der  Einlagen  von  Unternehmen  und  Haushalten  im  Bankensystem.  Dazu  gehören  Einkom‐
menszahlungen, Warenkäufe, Käufe von neu emittierten und bereits bestehenden Aktien und Obli‐
gationen  sowie  gegenseitige  Vorleistungszahlungen  zwischen  den  Unternehmen,  die  sich  in  ihrer 
Gesamtheit ausgleichen. Die zirkulierende Geldmenge wird in Folge immer neuer Investitionskredite 
durch die Geldschöpfung ständig vergrößert, wobei die Kredite das Wachstum der Unternehmen und 
daraus  folgend  steigende  Haushaltseinkommen  ermöglichen  (vgl.  Binswanger  2009:  305ff).  Das 
Wachstumsprinzip  lautet, alte Schulden  immer wieder mit neuen Schulden  zu bezahlen, durch die 
Ausbeutung der Natur  aber  trotzdem  reale Gewinne und  Einkommenszuwächse  zu erwirtschaften 
(vgl. Binswanger 2011: 9). 
Die Grundlage der Wachstumsspirale bildet die Annahme, „[…] dass es nicht eine einmalige,  in der 




















































gewerkschaftliche Organisation der Arbeiter*innen  sichert  ihnen Anteile am Gewinnwachstum.  Im 





















Durch  die  soziale Normierung  kann  ein  „Verstoß“  gegen  diese materiellen  Anforderungen  gesell‐
schaftlich sanktioniert werden. Dadurch können Lock‐in‐Effekte zur Einschränkung und Ausgrenzung 
von Menschen führen, die sich nicht normgerecht verhalten wollen oder können. Die künstliche Er‐






nem Großteil  der  neu  geschaffenen Güter  komme  lediglich  ein  symbolischer  und  demonstrativer 
Nutzen zu, er basiert also auf Distinktionen, sozialem Prestige und der Demonstration von Gruppen‐
                                                            


















teren  Konsumwachstums,  das  zum Wiederaufschließen  im  Positionswettkampf  nötig wird.  Indem 
dieses Verhalten zugleich der politischen Rechtfertigung weiteren Wirtschaftswachstums dient, ent‐
steht  eine  Rückkopplungsdynamik,  deren Ursache  und Wirkung weiteres Wirtschaftswachstum  ist 
(vgl. Paech 2014: 110ff). Als aktuelles Beispiel  für derartigen positionalen Konsum  führt Paech die 
Objektorientierung des Nachhaltigkeitsbegriffs an. Indem Dinge fälschlicherweise als per se nachhal‐
tig  betrachtet werden, wird  auch  ihr  Konsum  symbolisch  nachhaltig  und  rechtfertigt  eine  soziale 
Form des Greenwashing: „Die Strahlkraft nachhaltiger Konsumsymbolik soll das weniger nachhaltige 
Andere, welches  vom  selben  Individuum  praktiziert wird,  kaschieren  oder  kompensieren“  (Paech 
2014: 98). Angeblich nachhaltiger Konsum wird damit  zu einer  sozialen Norm, ohne  tatsächlich  zu 
ökologisch oder  sozial nachhaltigem Verhalten  zu  führen,  fördert aber weiteres Wirtschaftswachs‐
tum.  
Einen weiteren Grund  für den Beitrag der Konsument*innen zum Konsumwachstum sieht Røpke  in 
der historischen Verbindung von  steigendem  Lebensstandard und  zentralen Werten der Moderne, 
wie individueller Unabhängigkeit und Freiheit. Daran knüpfen die Vorteile des mit dem Konsum ein‐
hergehenden Ressourcenverbrauchs  an, wie  sie  von wohlhabenden Konsument*innen  empfunden 
werden: Mobilität, eine saisonal unabhängige Ernährung, Bequemlichkeit und eine intensivierte Zeit‐
nutzung, die wiederum als  soziale Norm  sanktionierbar  ist – Langeweile und Leerlauf  sind verpönt 
(vgl. Røpke 2010: 109ff). 
Insbesondere  der  Aspekt  der  Bequemlichkeit  nach  den  Prinzipien  „comfort,  cleanliness,  conve‐
nience“  (Røpke 2010: 109)  ist demnach ein Kernbestandteil der Konsumgesellschaft. Für Paech  ist 














befähigt,  sich mit minimalem  eigenem  physikalischen  Einsatz  ein  zunehmendes Quantum  an  physischen 
Leistungen anzueignen.“ (Paech 2014: 57) 
 







sument*innen  selbst nicht mehr  in der  Lage  seien:  „Das Wesensprinzip des Konsumierens besteht 
darin,  sich  die  von  anderen Menschen  an  anderen Orten  geleistete Arbeit  und  insbesondere  den 

















schaftswachstum  fasst  Binswanger  die Grundlinien  der  heutigen  Kritik  zusammen: Demnach  ließe 
sich Hunger mit Wachstum bekämpfen, tatsächlich verschärfe sich die Ungleichheit zwischen armen 
und reichen Ländern aber mit weiterem Wachstum. Sozialleistungen ließen sich ebenfalls mit Wachs‐
tum  finanzieren, würden  aber  abgebaut,  um  das Wachstum  nicht  zu  blockieren.  Auch  Beschäfti‐






im  Folgenden  zu  vertiefenden  Kritik,  insbesondere  die  ökologischen  und  demografischen Wachs‐
tumsgrenzen, und gaben den Anstoß  zur weiteren Auseinandersetzung auch mit den  sozialen und 
kulturellen Folgen des Wirtschaftswachstums.  
Die Wurzeln  der  Skepsis  gegenüber  scheinbar  unbegrenzt möglichem Wachstum  liegen  allerdings 
weiter zurück. Wie Kerschner  (2010) ausführt,  finden sich kritische Auseinandersetzungen mit dem 
Thema bereits in der klassischen Nationalökonomie, teils in Begleitung weiterer apokalyptisch anmu‐
tender  Zukunftsvisionen  (vgl.  Kerschner  2010:  545f). Neben Malthus‘  Bevölkerungsgesetz  und  Ri‐
cardos Gesetz der abnehmenden Bodenerträge (s. Kap. 2.3.1) weckte John Stuart Mill (1909 [1848]) 











Der  folgende Überblick über die Argumentation der Wachstumskritik orientiert  sich  an Meadows‘ 
ursprünglicher Systematisierung nach den Grenzen des Wachstums. Neben ökologischen und demo‐
grafischen Grenzen werden die Folgen der Wachstumsorientierung den heute identifizierten ökono‐
































beitskraft  und  die  Regenerationszeit  des  natürlichen  Kapitals  begrenzt  (vgl.  Kerschner  2010:  545; 




















durch menschgemachtes  Kapital  ersetzt  und  damit  verbraucht würde. Aus  Sicht  der  ökologischen 








































geschaffen würden,  sondern  lediglich ein einmal erreichter Zustand  konstant  gehalten werde  (vgl. 
Paech 2014: 95). Letztlich sei eine absolute Entlastung der Ökosphäre bei gleichzeitigem Wachstum 
unmöglich, während das Wachstum  eine  absolute  Entlastung  unmöglich mache, was die  Idee der 
absoluten Entkopplung zu einer „Absurdität“ (Paech 2014: 97) werden lasse. 
Zudem sei eine Erhöhung der Faktorproduktivität historisch  immer mit einer Erhöhung des Energie‐
verbrauchs  einhergegangen,  da  Produktivitätszuwächse  nicht  durch  reinen  Erfindergeist  aus  dem 
Nichts  möglich  seien,  sondern  eines  höheren  Energieeinsatzes  bedürfen,  wie  Dampfmaschinen, 










Dieses Risiko  lasse  sich nur  vermeiden,  indem  ein  einmal  erreichter  Zustand bewusst beibehalten 
wird, was wiederum der modernen Fortschrittslogik zuwiderlaufe (vgl. Paech 2014: 79). 
Ein weiteres Argument  gegen  eine  absolute  Entkopplung  bedient  sich  dem  sogenannten  „Jevons‘ 






















Technische Effizienzerhöhungen würden  letztlich nicht  zur  Lösung der ökologischen Probleme  füh‐
ren,  sondern  diese  nur  verlagern. Dies  erfolge  zeitlich mit  der  Entsorgung  der  ersten Generation 
„grüner  Technologien“; medial und  systemisch,  indem  erneuerbare  Energien  zwar CO2‐Emissionen 





in  globalen Wertschöpfungsketten  organisiert werde;  außerdem   materiell,  da  neue  Technologien 
zwar weniger ölabhängig seien, aber große Mengen seltener Erden verbrauchten. Zudem mangele es 










Unwirtschaftliches  Wachstum  entsteht  demnach  aus  einem  Missverhältnis  von  positivem  Nutzen 
(„utility“) und negativem Nutzen  („disutility“). Dabei entspricht der positive Nutzen dem Grad der 





positive  Grenznutzen  („marginal  utility“)  dem  Ausmaß  der  Bedürfnisse  entspricht,  das  durch  den 







wachsendem  Konsumniveau. Der  negative Grenznutzen  („marginal  disutility“)  ist  das Ausmaß  der 
Opfer, die  für den Konsum  jeder  zusätzlichen Konsumeinheit  erbracht werden müssen. Unter der 






losigkeit  („futility  limit“)  beschreibt  diesen  Zusammenhang.  Eine mit Überschreiten  des Gleichge‐
wichtspunkts ausgelöste ökologische Katastrophe, beispielsweise in Folge des Klimawandels, kann zu 
einer extremen Zunahme des negativen Nutzens führen, was allerdings nicht zwingend von der Über‐



















lationsblasen  führe  regelmäßig  zur Destabilisierung  des Wachstumsprozesses  und  gefährde  somit 
weiteres Wachstum (vgl. Binswanger 2009: 372). 









gemärkte  innerhalb des  Finanzsystems  fließe. Davon profitierten  vor  allem unproduktive Rentiers, 
die dadurch ausschließlich von den Erträgen  ihrer Vermögenswerte  leben könnten, also  ihr Kapital 
nicht  zu Produktion  von Werten einsetzten  (vgl. Harvey 2015: 285). Die  laufende Erfindung neuer 
und immer komplexerer Finanzinstrumente und ‐produkte diene nur vorgeblich dazu, die entstehen‐
den Risiken  zu verteilen, und  führe vielmehr  zu  ihrer Verschärfung, da die Konstruktion dieser  In‐
strumente kurzfristiges Handeln  fördere, weitere Spekulationen ermögliche und eine der Ursachen 
































Einbildung müsse  schließlich  scheitern,  indem  die  Kapitalakkumulation  sich  abschwäche, während 













Glück  und  Lebenszufriedenheit  werden  darunter  zusammengefasst  –  und  absolutem  Einkommen 
fand Richard Easterlin  (1974) heraus, dass das SWB nicht unbegrenzt mit dem Wachstum des Pro‐
Kopf‐BIPs ansteige, sondern ab Erreichen einer Suffizienzgrenze, mit der die Grundbedürfnisse wei‐







18  Jahren zu beobachten gewesen. Das SWB sei  jedoch  in allen Fällen weitestgehend unverändert 

























































an  hochqualifizierten Arbeitskräften,  der Deregulierung  der Arbeitsmärkte  und  globalen  Produkti‐
onsverlagerungen (vgl. Dabla‐Norris et al.  2015: 4). 
Harvey sieht in der Ungleichheit die Gefahr eines Ungleichgewichts von Produktion und Realisierung, 
das  in eine Nachfragekrise  führen  könne, durch die  schließlich die Kapitalzirkulation blockiert und 
weitere Kapitalakkumulation verhindert werde  (vgl. Harvey 2015: 207). Zudem  förderten Ungleich‐
heiten  soziale Unzufriedenheit und gesellschaftliche Spannungen, die bei  ihrer Entladung die wirt‐
































Die  neo‐malthusianische Argumentation  bezieht  sich  auf Malthus‘  Bevölkerungsgesetz  (1798),  das 
mittlerweile als widerlegt gilt (vgl. Binswanger 2010: 77). Malthus zufolge kann die Nahrungsmittel‐
produktion  nicht mit  dem  Bevölkerungswachstum mithalten,  sodass  ein  gesteigerter Arbeits‐  und 
Kapitalaufwand  auf  einer  Bodenfläche  irgendwann  zu  sinkenden  Produktionssteigerungen  führen 
muss. Die Wachstumsgrenze ist hier also die Nahrungsmittelversorgung (vgl. Binswanger 2010: 77f). 
Wie  alle Arten  von  Lebewesen habe  auch die menschliche Bevölkerung die  Tendenz, exponentiell 
anzuwachsen, während die  landwirtschaftliche Nahrungsmittelerzeugung sich höchstens  linear stei‐





um  bestimmte  demografische  Verhaltensweisen  der  „moralischen  Zurückhaltung“  (Harvey  2015: 
266), unter anderem ein höheres Heiratsalter oder sexuelle Enthaltsamkeit, wodurch sich das expo‐

























Ressourcenkonsum  (ܣ )  und  verursachten  ökologischen  Schäden  (ܶ ). Demzufolge  lässt  sich  (ܫ )  bei 


































































wird.  International  ist  der  englische Überbegriff Degrowth  geläufiger. Da  dieser  Begriff wiederum 
eine eigenständige Diskursperspektive bezeichnet und damit nicht weniger irreführend wäre, wird er 
als Überbegriff  ebenfalls  vermieden. Die  Systematisierung  des  Postwachstumsdiskurses8  nach  den 



































































Gelinge  dies  nicht,  sinke  die Gewinnrate  und  schwäche  damit  den Anreiz  für Aktionär*innen  und 
Banken,  in  Erwartung  zukünftiger Gewinne  zusätzliches Geld  als  Kapital  zur  Verfügung  zu  stellen, 
wodurch die Gewinnrate weiter sinken müsse. Sobald sie das Minimum unterschreite, ab dem das 
Risiko des Kapitaleinsatzes für die Kapitalgeber*innen nicht mehr gedeckt werden könne, reduzieren 
die  Aktionär*innen  und  Banken  ihren  Kapitaleinsatz  bzw.  kündigen  ihre  Kredite,  sodass  die Wirt‐
schaft effektiv schrumpfe (vgl. Binswanger 2009: 369). 
Zur Bestimmung der minimal nötigen Wachstumsrate sei zu berücksichtigen, dass die Unternehmen 





























investieren  lasse  und  sich  örtlich  unterschiedliche  Wachstumsraten  ausglichen,  sei  eine  globale 
Wachstumsrate – der weltweit gewichtete Durchschnitt der Wachstumsraten der Länder – der einzig 
sinnvolle Indikator (vgl. Binswanger 2009: 345, 370). 


























Umstrukturierung des Geldsystems müsse  also  eine  aktive Kontrolle der Geldschöpfung durch die 
Zentralbank sein (vgl. Binswanger 2010: 141). Dabei sollte die Geldschöpfung weiterhin unabhängig 
vom Staat und damit unabhängig von politischer Einflussnahme organisiert bleiben. 
Eine Möglichkeit  sei  Irving Fishers  (2007) Konzept des „100%‐Geldes“.  Indem die Geschäftsbanken 
verpflichtet würden,  ihre  Sichtguthaben  zu  100% mit  Zentralbankguthaben  oder Banknoten  –  der 




Alternativ sei auch eine „Vollgeld“‐Reform nach  Joseph Huber &  James Robertson  (2008) denkbar. 
Die staatlichen Zahlungsmittel würden dabei über das Bargeld hinaus auf Sichtguthaben auf Girokon‐































Zusatzeinkommen,  nicht  als  bedingungsloses  Grundeinkommen,  an  die  Privathaushalte  denkbar, 















                                                            












re bezogen  auf die derzeite  Form  von Aktien, denen  er  zwei neue  Konzepte  gegenüberstellt: Na‐
mensaktien sollten demnach ihre derzeitige unendliche Laufzeit behalten, jedoch nicht an der Börse 
handelbar sein. Für den Wiederverkauf im außerbörslichen Handel sei eine dreijährige Sperrfrist ein‐
zuführen.  Inhaberaktien  sollten  eine  Laufzeit  von  20‐30  Jahren  erhalten  und  an  der  Börse weiter 
handelbar  bleiben. Um Aktienwertausschläge  zu  begrenzen,  erfolge die Rückzahlung des Nennbe‐
trags erst nach Laufzeitende. Damit würden  Inhaberaktien zu einer Mischform aus heutigen Aktien 
und Obligationen. Sie seien befristet, hätten aber eine längere Laufzeit. Statt einem fixen Zins beste‐


















































Demgegenüber  stehe das  traditionelle Eigentumsrecht, das Patrimonium  (von  lat. „pater“: der Va‐
ter), das im Gegensatz zum Dominium einen schonenden Umgang mit der eigenen Sache sowie ihre 
Pflege  und  ihren  Erhalt  betone.  Historisch  sei  alles  Recht  vor  der  Durchsetzung  des  römisch‐
rechtlichen Eigentums sowie bis zu dessen Wiederentdeckung nach der Neuzeit patrimonial gewesen 









Besitz als  Lebensgrundlage  zu bewahren gewesen  sei  (vgl. Binswanger 2010: 185). Die dominialen 
Eigentumsansprüche des Menschen hingegen  stellten die Natur  in den Dienst der Produktion, was 
enormes Wirtschaftswachstum  ermögliche,  aber  zum Verbrauch  der Natur  führe  (vgl. Binswanger 




Zwar  sei  die  patrimoniale  Idee  heute  nicht mehr  vollständig  auf  die Gesellschaft  übertragbar,  sie 
könne aber zur Orientierung dienen, um die Idee der Knappheit, die zwar angeblich den Markt kon‐
stituiere, eigentlich aber zusammen mit diesem dem Eigentumsrecht des Dominiums untergeordnet 




den Ansprüchen der verschiedenen Eigentümer  […]“  (Binswanger 2010: 189)  im Mittelpunkt  stün‐
den. Dazu müssten die Eigentumsrechte von vornherein entsprechend der Tragekapazität der Um‐
welt  festgelegt werden  und  nicht wie  ihre  aktuelle  Form  allumfassend,  um  sie  dann  nachträglich 
durch Vorschriften zu begrenzen (vgl. Binswanger 2010: 189). „Die Eigentumsrechte […] müssen von 




























Das  Prinzip  der Wachstumsneutralität  bedeutet  eine Wirtschaft  im  Stillstand  bzw.  im  stationären 
Zustand des Nullwachstums, unter dem Wachstum nur noch möglich ist, wenn dadurch die Gesamt‐
produktion der Wirtschaft nicht weiter erhöht wird. Wachstum wird also selektiv abgelehnt, ein re‐





lage  für Niko Paechs Postwachstumsökonomie. Beide Konzepte bauen  aufeinander  auf,  setzen  je‐
doch unterschiedliche Schwerpunkte. Grundsätzlich kann Paechs Postwachstumsökonomie ein radi‐
kalerer Bruch mit dem Wachstumsparadigma unterstellt werden, da hier dem  stationären Zustand 
noch  eine  Phase  des  gesamtwirtschaftlichen  Rückbaus  –  kurz:  der  Schrumpfung  –  vorgelagert  ist. 















„There  is no  reason  to  limit  the qualitative  improvement  in design of products, which  can  increase GDP 
without increasing the amount of resources used. The main idea behind sustainability is to shift the path of 
progress  from growth, which  is not sustainable, toward development, which presumably  is.“  (Daly 2005b: 
103) 
 
Historisch  ist die  Idee der stationären Wirtschaft nichts Neues. Daly orientiert sich  insbesondere an 

















schen Möglichkeiten  bestimmt  durch  die Bevölkerungszahl  und  den Bestand  an  Produktions‐  und 
Konsumgütern. Aus klassischer Sicht gehe es darum, Technologien und Ansprüche den gegebenen 
























Das erwünschte Maß des Durchsatzes  („throughput“) bestimmt er als „[…] within  the  regenerative 



















Der stationäre Zustand  ist demnach die  Identität des Verhältnisses  (1) von Leistung  („service“) und 
materiellem Durchsatz  („throughput“) und dem Produkt der Verhältnisse  (2) und  (3)  von  Leistung 

















aus der  Konstanz des  Kapitalbestandes  selbst  ergeben und  nicht  aus  seinem Verbrauch  (Konsum) 
oder seiner Expansion (Produktion) (vgl. Daly 1996: 68; Kerschner 2010: 546). 
Verhältnis  (2) der  Identität entspricht der „stock‐service‐efficiency“  (Kerschner 2010: 546) und zielt 
auf die Produktion maximaler Leistung unter minimalem Kapitalverbrauch ab, während die „stock‐





sei  die  Gleichzeitigkeit  von  physischem  Wachstum  und  qualitativer  Entwicklung.  Anzustreben  sei 
jedoch ein nachhaltiger stationärer Zustand, also qualitative Entwicklung ohne physisches Wachstum 
bzw. ein materieller Durchsatz, der die biosphärischen Kapazitäten, unbearbeitete Ressourcen be‐










Daly  (2008:  4)  für  die  Einführung  eines  Maximal‐  und  Minimaleinkommens  aus,  dessen  Grenzen 
schrittweise angenähert werden sollten. Ziel sei es, die Einkommensungleichheit auf ein Niveau zu 
reduzieren,  das  tatsächliche  Leistungsunterschiede  statt  bestehender  Privilegien  belohne  und  zu‐
gleich erneute Wachstumsanreize unterbinde. Daly schlägt in einem ersten Schritt ein Ungleichheits‐
verhältnis von 1:100 vor. Auf globaler Ebene wendet er sich gegen eine Argumentation, wie sie unter 










Die Abkehr  vom unwirtschaflichen Wachstum mache  zudem die  Schaffung neuer Bedürfnisse und 
damit das dazu dienende Instrument – die Werbung – überflüssig. Statt der derzeitigen steuerlichen 












enzerhöhungen  auf. Gegenüber  der Argumentation der  Fortschrittsbefürworter*innen nimmt Daly 
(2008: 7) hier eine differenzierte Haltung ein: Da Effizienzerhöhungen die Materialintensität des BIP‐
Wachstums  immer weiter  senken würden,  sollte ein derartiges qualitatives Wachstum  so weit wie 














der  verlagern  ließen  (vgl. Daly  2008:  8). Da Automatisierung  und Auslagerung  von Arbeitsplätzen 
offenbar nur  zur Steigerung von Profiten  führten, nicht aber  zu  Lohnsteigerungen,  sei die Einkom‐
mensverteilung über Lohnarbeit grundsätzlich zu hinterfragen. Alternativ könnten Einkommen auch 
aus Unternehmensteilhabe statt aus Vollzeitbeschäftigung generiert werden. Der Befürchtung, eine 












scheint eine  strikte Trennung von Staat und Zentralbank aber nicht  für notwendig  zu halten. Viel‐
mehr solle die Geldschöpfung wieder in Regierungshände gelegt und das zusätzlich geschöpfte Geld 































und  Immigration  sowie  Todesfällen  und  Emmigration  zu  erhalten.  Der  Brisanz  dieser  neo‐
malthusianistisch geprägten Argumentation  ist er sich durchaus bewusst: „It  is hard to say which  is 
more politically incorrect, birth limits or immigration limits? Many prefer denial of arithmetic to fac‐
ing either one“ (Daly 2008: 6). Auch Georgescu‐Roegen beschäftigte sich mit der Bevölkerungsfrage 




rate 2,1 Geburtenlizenzen, die  auf  einem Markt  gehandelt werden  könnten. Bestehe der Wunsch 
nach mehr  als  zwei Kindern, müssen die  entsprechenden  Lizenzen  von  anderen Paaren  erworben 
werden  (vgl. Boulding 1964; Kerschner 2010: 546). Eine  Idee, die auch  von  Fürsprechern des  SSE‐































rende Mittel  offenbare  eine Diskrepanz  zwischen  dem, was  auf  Konsumenten*innen‐  und  Produ‐
zent*innenseite  für  nötig  gehalten werde,  und  dem, was  angesichts  begrenzter  ökologischer Res‐
sourcen möglich sei (vgl. Paech 2005: 439). 
Zur Lösung dieses Ziel‐Mittel‐Konflikts reiche das Hervorbringen immer effizienterer und konsistente‐
rer materieller  Innovationen  zur  Entkopplung  von  ökonomischem  und  ökologischem  Kapital  nicht 
aus. Die industrielle Wertschöpfung werde dadurch nicht reduziert, sondern zu weiterem quantitati‐
vem Wachstum angeregt (vgl. Paech 2005: 440). 






















zur  Verlängerung  der  Nutzungsdauer  mittels  Sanierung  und  Reparatur  oder  zur  Rückführung  ge‐
brauchter  materieller  Produkte  in  den  Konsumkreislauf  (Rezyklierung)  beitragen.  Ein  technischer 












Entmonetarisierte  Lokalversorgung:  Voraussetzung  hierfür  sei  ein  ausbalancierter  Rückbau  der  In‐
dustrieproduktion bei gleichzeitigem Aufbau von Subsistenzstrukturen, die zu kürzeren Wertschöp‐
fungsketten führen sollten. Wo möglich, erfolge die Versorgung mit Gütern und  insbesondere Nah‐
rungsmitteln  in  Eigenproduktion.  Dienstleistungen  würden  getauscht  und  Güter  gemeinschaftlich 
genutzt, was  ihre Zahl verringere,  zugleich würde  ihre Nutzungsdauer durch Pflege und Reparatur 
verlängert. Aus fremdversorgten Konsument*innen würden eigenständig handelnde „Prosumenten“ 
(Paech 2014: 123), die die von ihnen konsumierten Güter unter Einsatz von Zeit, praktischen Kompe‐
tenzen und  in  Improvisation  sowie mithilfe  sozialer Beziehungen  selbst produzierten. Paech nennt 
















tigte  Zeit  freisetzen  und  das  Arbeitsangebot  der  schrumpfenden  Industrieproduktion  anpassen. 
Durch  die  Entkommerzialisierung  der  fortan  in  Subsistenz  bewirtschafteten  Bereiche würde  Geld 
schließlich immer überflüssiger (vgl. Paech 2014: 120‐125). 
Regionale Ökonomien: Nach  dem  Prinzip  „[s]o  regional wie möglich,  so  global wie  nötig“  (Paech 
2014: 118) würde die unmittelbare Bedürfnisbefriedigung in kleinräumigen Zusammenhängen erfol‐
gen. Den Hauptvorteil einer solchen Versorgung sieht Paech  in der kürzeren Distanz zwischen Kapi‐
talgeber*innen und  Kapitalnehmer*innen, wodurch die Ansprüche des  Kapitals  gesenkt  und Unsi‐
cherheiten abgebaut würden. Wenn die Produktnachfrager*innen zugleich Kapitalgeber*innen ihrer 
regionalen Produzent*innen seien, sinke zudem das Risiko des Kapitaleinsatzes und hohe Zinsen zu 
dessen  Kompensation würden überflüssig.  Informelle  soziale Direktbeziehungen  zwischen  den Ak‐
teur*innen könnten das Paradigma der Nutzenmaximierung schwächen, außerdem bestehe Interes‐
senkongruenz: Erhöhten Kapitalgeber*innen, die zugleich Produktnachfrager*innen und Kapitalver‐
wender*innen wären,  in einer  regionalen Ökonomie  ihre Rendite‐ bzw. Zinsansprüche, würden  sie 






nale Unternehmen  vorzugsweise bei  regionalen  Zulieferern  einkauften. Konsistente  Stoffkreisläufe 
würden so vereinfacht und Produktionskapazitäten verringert, wodurch kapitalintensive Wertschöp‐
fungsstufen  wegfielen.  Zudem  würden  weniger  kapitalintensive  Technologien  rentabel,  was  die 
Chancen von Technologien mit geringerem Spezialisierungsgrad erhöhen würde. Diese ebenfalls von 
Illich  (1973)  entwickelten  „konvivialen  Technologien“  dienen  als  „use‐value‐oriented  engineered 








subsistenter  Lokalversorgung  oder  durch  die  regionale  Wirtschaft  gewährleisten  lasse,  müsse  sie 
nach wie durch global organisierte Fremdversorgung erfolgen, allerdings entsprechend der Auswir‐
kungen von kulturellem, systemischem und  technischem Wandel  in kleinerem Maßstab  (vgl. Paech 
2014: 118). 
Infolge dieser  „partiellen Deglobalisierung“  (Paech 2014: 119) würden  sich die  relativen Preise  zu‐







































ter Gültigkeitsradius  zur  Verkürzung  von Wertschöpfungsketten  beitragen  könne. Wie  bereits  bei 
Binswanger angeregt, sei es notwendig, Anreize zur Hortung und Spekulation mit diesen Währungen 
zu unterbinden.  Eine  zinslose Umlaufsicherung  könne dies  gewährleisten,  indem das Regionalgeld 
grundsätzlich zinslos konstruiert werde und automatisch an Wert verliere, wenn es nicht  in einem 

















Paech  schlägt  zudem  eine Bodenreform  vor, die Boden  als  eine nicht‐produzierbare  endliche Res‐
source bestimmt, die von vorangegangenen Generationen übergeben wurde und entsprechend  zu 
                                                            
13 Silvio Gesells Arbeiten  zur Freiwirtschaftslehre, deren Bestandteil das hier verwendete  „Freigeld“‐Konzept  ist, werden 
regelmäßig mit dem Vorwurf  konfrontiert, antisemitische und  sozialdarwinistische Tendenzen aufzuweisen  (vgl. Altvater 
o.J.). Auch wenn derartige Vorwürfe umstritten sind (vgl. Onken 2004), distanziert sich der Verfasser dieser Arbeit hiermit 












Ein daran anknüpfendes  Instrument  sei die Versteigerung  von Emissionsrechten. Dabei hält Paech 
den Ansatz des „cap and dividend“ von Peter Barnes (2008) für sinnvoller als Dalys cap‐auction trade. 





he,  was  dazu  führe,  dass  private  Unternehmen  die  zusätzlichen  Energiekosten  an  die  Konsu‐
ment*innen weitergäben, wodurch  sich die Profite der Verschmutzer*innen  erhöhten,  gleiche die 
Ausschüttung  der Dividende  an  die Gesellschaft  diese  Belastungen  aus.  Von  der Ausschüttung  zu 
gleichen  Teilen  profitierten  diejenigen  besonders,  die  aufgrund  ihres  Emissionsverhaltens  keine 






Paech  fordert  außerdem  ein  Moratorium  für  weitere  Bodenversiegelungen  und  ein  Rückbaupro‐
gramm  für versiegelte Flächen bzw.  ihre Renaturierung oder Umnutzung, wo nicht anders möglich. 
Beispielsweise  könnten  wirtschaftlich  obsolet  gewordene  Industrieflächen,  wie  stillgelegte  Atom‐














Auch  Paech  tritt  für  nachhaltigere  Unternehmensformen,  wie  Genossenschaften,  Stiftungen  und 

















production and  consumption  in  industrialised  countries as a means  to achieve environmental  sus‐
tainability, social justice and well‐being“ (Demaria et al. 2013: 209). 
Der  Ansatz  lässt  sich  grob  anhand  von  vier  Zieldimensionen  strukturieren:  1. Georgescu‐Roegens 
Bioökonomik folgend sollen der Energie‐ und Materialdurchsatz von Produktion und Konsum auf ein 
Niveau  zurückgeführt  werden,  das  die  biophysikalischen  Grenzen  des  globalen  Ökosystems  nicht 
überschreitet; 2. Marktbestimmtheit  und Wachstumsorientierung des Sozialen sollen ersetzt werden 










teur*innen  versammelt,  deren  individuelle  Zielvorstellungen  sich  den  genannten Dimensionen  zu‐
mindest annähern. Im Anschluss an Erving Goffman (1974) verstehen Demaria et al. die Gesamtheit 
der diesem „politischen Slogan“ zugrundeliegenden  Ideen als ein gemeinsames Framing der Bewe‐
gung, das eine  geteilte handlungsleitende  Interpretation der  jeweils  individuell wahrgenommenen 
gesellschaftlichen Verhältnisse ermögliche (vgl. Demaria et al. 2013: 194). Die politisch‐aktivistischen 
Forderungen konzentrieren  sich  so  in einer  sozialen Bewegung, die den ursprünglichen Aktivismus 
mit real praktizierten alternativen Lebensentwürfen vereine und seit kurzem auch wissenschaftliche 
Aufmerksamkeit  erhalte,  insbesondere  aus  der  ökologischen  Ökonomik,  die  sich  das  im  aktivisti‐
schem  Spektrum  angesammelte  Praxiswissen  zunutze  mache  (vgl.  Demaria  et  al.  2013:  193f). 
Martínez‐Alier et al. (2011) bezeichnen dies als „activist led science“ (Martínez‐Alier et al. 2011: 18) 
und problematisieren die Folgen für die wissenschaftliche Ethik.14 
Als philosophischer und ökonomischer Vordenker der Bewegung  in  ihrer heutigen  Form gilt  Serge 
Latouche,  der  seinen  Entwurf  einer  postindustriellen Ökonomie  unter  Rückbesinnung  auf  die  ur‐
sprünglichen Grundlagen menschlichen Wohlbefindens  in  seinem Werk  Farewell  to Growth  (2009) 
formuliert. Möglich werde eine solche ökologisch wie sozial nachhaltige Gesellschaft durch die Um‐











































stellvertretend  für  die widersprüchliche Außenwahrnehmung  der Bewegung  gesehen werden. Die 




domination of our  imagination by growth  […]“  (Latouche 2010: 521) ablehnt. Degrowth sei umfas‐
sender  als  eine bloße  Schrumpfung des BIPs.  Für  Latouche  folgt  aus dem ungebrochenen Wachs‐
tumsglauben, der  sich nicht durch  eine qualitative  Steigerung des Wohlstands  rechtfertigen  lasse, 
dass die Ökonomie eine Religion  sei  (Latouche 2010: 522). Eine Ansicht, die auch von Daly geteilt 
wird  (vgl.  Daly  2008:  3).  Analog  zum  Atheismus‐Begriff  schlägt  Latouche  daher  den  Begriff  „a‐
growth“15 (Latouche 2010: 522) vor: 
                                                            


















rungsmittelkooperativen und gegen Werbung  zu einem aktivistischen Slogan, gefolgt von  Italien  in 
2004 (Decrescita) sowie Katalonien (Decreixement) und Spanien (Decrecimiento) in 2006 (vgl. Dema‐
ria  et  al.  2013:  195). Mit  der  seit  2004  in  Frankreich monatlich  erscheinenden  Zeitschrift  La  Dé‐







‐ substantially reduced dependence on economic activity, and an  increase  in  free  time, unremunerated 
activity, conviviality, sense of community, and individual and collective health; 






denen  –  begleitet  von  einer wachsenden  Zahl wissenschaftlicher  Veröffentlichungen  und  einigen 
Sonderausgaben internationaler Journals – unter anderem Versuche unternommen wurden, aus den 
einzelnen  Strömungen der Bewegung Ansätze  für praktisch umsetzbare und  theoretisch  fundierte 
„Economics of Degrowth“ (Kallis et al. 2012) herauszuarbeiten. 
Einem Schema von Flipo  (2007) folgend  identifizieren Demaria et al. sechs nicht‐konkurrierende  in‐
haltliche Strömungen, an deren Schnittpunkten das Framing der Degrowth‐Bewegung entstehe: 
Ökologie:  Ökosysteme  werden  nicht  als  bloße  Rohstoffquellen,  sondern  als  an  sich  wertvoll  und 
schützenswert  angesehen.  Zwischen  Ökosystemen,  industrieller  Produktion  und  Konsum  besteht 
demnach Konkurrenz. Eine absolute Entkopplung von industriellem Wachstum und ökologischer Zer‐
störung sei nicht absehbar, daher müsse der Druck auf die Ökosysteme durch menschliche Verhal‐
tensänderungen  reduziert werden.  Natürliche  Güter werden  als  erhaltenswerte  Gemeingüter  be‐
trachtet, die nicht verbraucht werden dürfen (vgl. Demaria et al. 2013: 196). 















des Homo Oeconomicus wird  im Anschluss  an  Latouches  re‐evaluate‐Begriff  ein Wertewandel  ge‐






Bioökonomik: Die  Strömung  folgt  der  bioökonomisch  fundierten  Wachstumskritik  von  Georgescu‐
Roegen und ist eng mit der Ökologie‐Strömung verflochten, mit der sie ihre Skepsis gegenüber tech‐













dem  Konsumzwänge  mithilfe  von  Einkommensbegrenzungen  geschwächt,  durch  die  Öffnung  von 
Staatsgrenzen  ein  Instrument  zum  Erhalt  internationaler  Ungleichheiten  abgeschafft werde,  oder 
durch eine Senkung des Lebensstandards der reichsten Bevölkerungsgruppen des globalen Nordens. 





vergangene  koloniale Ausbeutunge. Eine globale Umverteilung  von Ressourcen und Wohlstand  in‐





ren. Das  „redistributive  downscaling  of  production  and  consumption“  (Demaria  et  al.  2013:  209) 
dürfte zwar zumindest in den Industriestaaten mit einem negativen Wachstum des BIPs einhergehen. 
Das BIP wird als Wohlfahrtsindikator  jedoch abgelehnt und sein Schrumpfen  lediglich als ein mögli‐













halb der Bewegung auch kritisch  reflektiert wird. Latouche selbst  führt an, dass Degrowth  in einer 








2012:  173). Dieser  Konsens  ist  unter  anderem  auf  Kerschner  zurückzuführen,  der  den Degrowth‐








rials over the  long run and the socioeconomic, political and ecological complexity  involved  in determining 
and deciding upon a steady‐state throughput level. Instead I shall […] define a SSE as an ‚unattainable goal‘, 



















und Maximaleinkommen,  nicht‐handelbare  Emissions‐  und  Ressourcenausbeutungsrechte,  die  be‐
wusste Nichtnutzung  fossiler Ressourcen,  Infrastrukturinvestitionen weg  vom  schnellen  Individual‐
verkehr und die Stärkung sozialer und ökologischer Standards seien entsprechende Makromaßnah‐
men (vgl. Sekulova et al. 2013: 5).  
















zu einem politischen Recht  (vgl. Sekulova et al. 2013: 4).  Jobsharing, die Aufteilung eines  Jobs auf 
mehrere dann kürzer arbeitende Personen, die sich den Lohn der zuvor einzeln besetzten Arbeitsstel‐
le  teilen, könne dieses Recht ergänzen und Arbeitslosigkeit –  in der Theorie –  trotz ausbleibenden 
Wachstums verhindern. Sekulova et al. begreifen  Jobsharing als Umsetzung der  Jobgarantie. Ohne 













Das Konzept der  „amateur economy“  (Sekulova et al. 2013: 4)  zielt auf eine aktive Reduktion der 
















ressourcenintensiv  seien  als  dieselben  Leistungen  im  monetären  Sektor.  Aufgrund  ihrer  anti‐
utilitaristischen Ausrichtung  sei eine Kommodifizierung hier aber unbedingt  zu vermeiden  (vgl. Se‐
kulova 2013: 4). 
Da  nicht  davon  auszugehen  sei,  dass  die Möglichkeiten  zur  unentgeltlichen Arbeit  und  damit  der 
Zugang  zur  ihrer Anerkennung  gesellschaftlich  gleich  verteilt  sind,  sei die  Einführung  eines bedin‐
gungslosen Grundeinkommens denkbar, dass allen Bürger*innen ab der Geburt ausgezahlt und über 
Steuern finanziert würde. Dadurch ließe sich eine zumindest minimale finanzielle Sicherheit gewähr‐
leisten, der Zwang  zur  Lohnarbeit würde verringert und damit die  soziale Not bei Arbeitslosigkeit. 
Zudem  würden  nicht‐kommodifizierte,  weniger  ressourcenintensive  Tätigkeiten  gefördert.  In  der 







terschiedlichen  Auswirkungen  sinkender  fossiler  Energiereserven. Während  Regionen mit  eigenen 
Ressourcenvorkommen  ihr Wohlstandsniveau halten könnten, seien andere gezwungen, Energie zu 








Null würde  schließlich die  von Keynes  so bezeichnete  „[…] euthanasia of  the  rentier  […]“  (Keynes 




















rientierung würde  somit  durch  langfristige  Stabilität  abgelöst. Die  Einnahmen  des  Trusts  könnten 
verwendet werden, um  steigende Energie‐ und  Lebensmittelpreise  zu  kompensieren, oder  für An‐
reizzahlungen an Länder, die fossile Ressourcen bewusst nicht ausbeuten oder Wälder, die zugleich 










































Spektrums  hinaus. Hier muss  allerdings  zwischen Dalys  SSE  und  Paechs  Postwachstumsökonomie 
(PWÖ) differenziert werden. Während erstere zwar nicht notwendigerweise eine Schrumpfung der 
Gesamtwirtschaft,  sondern  einen  stationären  Zustand  anstrebt,  der  lediglich  qualitative  Zuwächse 
erlaubt, sieht Paech zunächst die Notwendigkeit eines wirtschaftlichen Rückbaus, der schließlich  in 















te und  grundlegender  Prinzipien  systematisiert. Dabei  ist  zu  beachten, dass  sich die  einzelnen  In‐
strumente nicht  immer eindeutig einem einzigen übergeordneten Prinzip zuordnen  lassen. Die Sys‐























































„100%‐Geld“  + + +  +
„Vollgeld“  + ‐ +  +
„Freigeld“  + ‐ +  +
Komplementärwährungen + ‐ +  +
Geldschöpfung durch Zentralbank  + ‐ ‐  +/‐
Geldschöpfung durch Regierung  ‐ + +  +/‐
Neue Aktienformen  + ‐ ‐  ‐ 
Finanztransaktionssteuer  ‐ + +  +
Entkommerzialisierung 
Praktiken des Tauschens und Teilens  ‐ ‐ +  +
Regulierung von Werbung ‐ + +  +
Nachhaltigkeitsorientierte Unternehmensformen  + ‐ +  +
Bildungsreform  ‐ + +  +
BIP‐Alternativen  ‐ + ‐  +
Suffizienz, Subsistenz und Dematerialisierung 
Konsumreduktion und bescheidener Lebensstil ‐ + +  +
Lokale Selbstversorgung  ‐ ‐ +  +
Nowtopias und postkapitalistische Lebensstile ‐ ‐ +/‐  +
Technologische Effizienzerhöhungen  + + +  ‐ 
Nutzungsdauerverlängerung von Produkten ‐ + +  +
Deglobalisierung 
Regionale Ökonomien  + ‐ +  +
Internationale Handelsregulierungen  ‐ + +/‐  +/‐
Erhalt natürlicher Ressourcen 
Nichtnutzung fossiler Ressourcen  ‐ + +  +
Ökologische Steuerreform + + +  +
Eigentumsrechtsreform  + ‐ +  +/‐
Moratorium für Bodenversiegelung  ‐ ‐ +  ‐ 
Geburten‐ und Migrationsregulierung  ‐ + ‐  +/‐
Subventionsabbau  ‐ + +  +
cap‐auction trade  ‐ + ‐  ‐ 
cap and dividend  ‐ ‐ +  ‐ 
cap and share  ‐ ‐ ‐  +
Neuorganisation von Arbeit 
Arbeitszeitverkürzung  ‐ +/‐ +  +
Konviviale Technologien  ‐ +/‐ +  +
Jobsharing  ‐ +/‐ +  +
Jobgarantie  ‐ ‐ ‐  +
Unentgeltliche Gemeinschaftsdienste  +/‐ ‐ +  +
Informelle Haushaltsarbeit ‐ ‐ +  +
Umverteilung 
Minimal‐ und Maximaleinkommen  ‐ + +  +
Zusatzeinkommen  + ‐ ‐  ‐ 
Bedingungsloses Grundeinkommen   ‐ +/‐ ‐  +
















reits  darauf  hingewiesen,  dass  sich mit Harvey  argumentieren  lässt,  dass  die  Kapitalakkumulation 
notwendigerweise mit exponentiellem Wachstum einhergeht, woraus sich schließen  ließe, dass die‐
ses Wachstum, da es dem  „Motor“ des  kapitalistischen  Systems entstammt, eine notwendige Vo‐
raussetzung  für  das  Funktionieren  dieses  Systems  ist. Dieser  Zusammenhang  lässt  sich mit  einem 
erneuten Blick auf das  zuvor bereits erläuterte Prinzip der Kapitalzirkulation verdeutlichen  (s. Kap. 
2.1): 
ܯ െ ܥ െ ሺܯ ൅ ∆ܯሻ  
(Harvey 1982: 21) 
 
Indem Geld (ܯ ) zur Produktion von Waren (ܥ ) eingesetzt wird, die mit einem Geldgewinn (∆ܯ ) ver‐













neuer Güter und Dienstleistungen  für eine Nachfrage  zu  sorgen, die mindestens ausreicht, um die 
aus  der  Produktivitätssteigerung  hervorgehende  größere  Produktionsmenge  zu  absorbieren.  Am 
Leben erhalten wird dieser Prozess schließlich durch den konkurrenzbedingten Zwang zur Profitma‐
ximierung  nach  dem  Prinzip  „grow  or  die“  (Smith  2010:  31).  Die  Notwendigkeit,  exponentielles 
Wachstum zu erzeugen, kann folglich als Ausdruck der zur Kapitalreproduktion notwendigen unend‐





kapitalistischen  Systems  darstellt,  lässt  sich  schließen,  dass  das  exponentielle  Wachstum  ein  un‐











tums  selbst vernachlässigt. Das Modell der Wachstumsspirale  stellt diese hingegen  in den Vorder‐
grund,  betont  zudem  die  Seite  der Wertrealisierung  und  erweitert  das  hier  verwendete  einfache 
Zirkulationsmodell um die Rolle der Geldschöpfung und weitere Wachstumszwänge, die sich auf das 






























































matisierten  Kerninhalte  und  Prinzipien  des Diskurses  unter  ein  Postwachstumsverständnis  gefasst 
wird, das gegenüber dem kapitalistischen System im Grunde keine Haltung einnimmt und auch keine 
Verbindung von Wachstumskritik und Kapitalismuskritik zulässt.  











zum aktuellen Zustand aufgefasst werden. Das angestrebte  „Besser“  impliziert  schließlich die Exis‐
tenz eines  im Vergleich dazu  „Schlechteren“. Wie  soll eine Alternative  zu Verbesserungen  führen, 
wenn ihr Verhältnis zum Bestehenden unklar bleibt? 
Die  Frage muss  also  sein, ob  sich die Annahme einer weitestgehenden Gleichsetzung  von Wachs‐
tums‐ und Kapitalismuskritik auch  in dem Verhältnis der zentralen  Inhalte und Prinzipien des Post‐










































preise  bedeuteten  zugleich  die  Entwertung  des  Eigenkapitals  und  veränderten  das Verhältnis  von 
Schulden zu Eigenkapital zugunsten der Schulden, woraus ein sogenanntes „fire‐sale‐scenario“ (Tokic 
2012: 52) resultieren könnte: Die Unternehmen versuchen sich gleichzeitig von möglichst vielen Kapi‐





der  Aktienmärkte  zu  geringeren  Steuereinnahmen  oder  zur  Entwertung  anderer  Posten  in  ihrem 
Portfolio  führt.  Durch  die  Entwertung  der  Kapitalbestände  entstünde  die  Gefahr  eines  „credit 
crunch“ (Tokic 2012: 52), da unter anderem den Banken das Risiko der Vergabe weiterer Kredite zu 
hoch  erscheinen  würde.  Von  den  Krediteinschränkungen  wären  schließlich  auch  die  Konsu‐
ment*innen betroffen, was zur Schwächung der Nachfrage führen und  in einem Deflationskreislauf 
münden könnte: Die fallenden Preise würden zum Aufschub des Konsums anregen – „[…] why buy a 
car now  if you can buy  it cheaper  in a  few months?“  (Tokic 2012: 52) –, was die Nachfrage weiter 
schwächen würde. Der Aufschub des Konsums zwänge die Unternehmen zur Reduktion des Inventars 
sowie zu Produktionskürzungen und Stellenabbau. Die entstehende Arbeitslosigkeit würde die Nach‐
frage  zusätzlich  schwächen, wodurch  sich die Krediteinschränkungen verschärften, die Preise noch 
weiter sänken und sich der Deflationskreislauf fortsetzen würde (vgl. Tokic 2012: 52). 
In einer solchen Situation könne der Staat versuchen, fiskalpolitisch gegenzusteuern, beispielsweise 


















der  Gewinne.  Folglich  dürfte  nicht  nur  das  von  Tokic  betrachtete  Degrowth‐Szenario  zu  den  be‐




















Eine wesentlich größere Herausforderung  für das  kapitalistische  System  selbst dürfte die  Idee des 






Wie  Keynes  bereits  anmerkte, wäre dies das  Ende  des Rentiers  und  seiner  gesellschaftlichen und 
politischen Machtposition, die auf dem gehorteten Vermögen fußt. All dies setzt jedoch voraus, dass 
eine entsprechende Geldreform nicht nur auf regionale Komplementärwährungen beschränkt bliebe, 
sondern  global umgesetzt werden würde –  auch um Ungleichheiten  zwischen Regionen,  in denen 
eine Hortung weiterhin möglich wäre, und solchen, deren regionales „Freigeld“ dies unmöglich ma‐
chen würde,  zu verhindern. Die Einführung  lediglich  regional begrenzt gültiger Komplementärwäh‐
rungen dürfte die Dynamik der Kapitalzirkulation zwar bremsen und die Möglichkeiten der Kapitalak‐
kumulation geographisch begrenzen, aber nicht zum Stillstand bringen. 
Ein ähnliches Spannungsverhältnis  lässt  sich  für die Einführung einer Finanztransaktionssteuer ver‐
muten. Wirklich wirksam kann diese angesichts der internationalen Kapitalmobilität nur in globalem 








derspruch  zum  kapitalistischen  System  bzw.  zu  dessen  Kernprozessen  der  Kapitalzirkulation  und  ‐
akkumulation schließen. Eine Geldreform  in diesem Umfang – die Hürden  ihrer Umsetzung dürften 





des kapitalistischen Systems,  sondern  seine Reaktionsfähigkeit angesichts  sinkender Wachstumsra‐
ten,  für die angenommen werden kann, dass  sie die  tatsächlich bestimmenden Größen  für dessen 
















ten  Entkommerzialisierungsinstrumente  den  einzelnen  Bestandteilen  des  Entkommerzialisierungs‐
prinzips zugeordnet werden, die ihrer Natur nach die Gegenbegriffe zur kapitalistischen Kommerziali‐
sierungslogik bilden. 



























Entkommerzialisierung  des  öffentlichen  Raumes  werden,  der  eine  wichtige  Projektionsfläche  der 
Bedürfnisschaffung darstellt und zugleich den immateriellen Spektakeln als Bühne dient. Dekommo‐
difizierung  und  Entmonetarisierung  laufen  dem  kapitalistischen  System  also  gleich  in mehrfacher 
Hinsicht entgegen. 
Vermutlich  ist  es  eher  unwahrscheinlich,  dass  sich  eine  reine  Tauschwirtschaft  gegenüber  einem 
geld‐ bzw. tauschmittelbasierten System über lokale und regionale Räume hinaus ohne weiteres auf‐
rechterhalten ließe, schon allein angesichts ganz praktischer Hindernisse wie dem Problem der dop‐
pelten  Koinzidenz  der  Bedürfnisse.  Wachstumsneutrale  und  Degrowth‐Befürworter*innen  sehen 
Tausch‐ und Teilpraktiken daher vor allem als Ergänzung zu regionalen Ökonomien, die zur Nutzung 








Erklärung  führen,  dem  Homo  Oeconomicus.  In  einem  System,  dessen  Handlungsgrundlage  –  der 





dukts  verdeutlicht dies  ebenfalls. Aus diesem Widerspruch  folgt  eine  Spannung  zwischen  gemein‐
schaftsorientierten und kapitalistisch‐individualistischen Werten, die nicht nur auf den Kontext des 






























des Marktes  zu entziehen,  sind Suffizienz und Subsistenz  stärker auf die Dematerialisierung dieser 
Versorgung  ausgerichtet. Dies  kann  dementsprechend  durch  die  absolute  Reduktion  der  Zahl  der 
genutzten materiellen Güter geschehen – hier gehen  suffiziente Konsumreduktion und  subsistente 




ler Güter  stattfindet,  solange  sie  stattfindet. Dementsprechend dürfte auch eine  rein  immaterielle 
Realisierung  des  Mehrwerts  keinen  Widerspruch  zur  Funktionsweise  des  Systems  darstellen.  Die 
aktuell  angesichts  gesättigter materieller Bedürfnisse  zu beobachtende Entwicklung  zur Erzeugung 
von Spektakeln und der Ware Wissen, die aufgrund ihrer angeblichen Immaterialität beliebig oft kon‐
sumiert werden können, scheint dies zu bestätigen. Folgt man aber der Argumentation der ökologi‐
schen  Wachstumskritik,  kann  eine  vollständige  Dematerialisierung  der  Wertschöpfung  und  ‐
realisierung  nicht möglich  sein, da  sowohl  Spektakel  als  auch Wissenswirtschaft  zu  ihrer  Funktion 
Materialverbräuche voraussetzen. Daraus lässt sich also durchaus ein Konflikt zwischen Demateriali‐
sierung und Kapitalakkumulation ableiten. Erstere  ist nur durch eine absolute Konsumreduktion so‐
wohl materieller wie  immaterieller Güter möglich, während  die  Kapitalakkumulation  auf  Realisie‐




rend dem  technologischen  Fortschritt  aus  kapitalistischer  Sicht  die Rolle  eines Allheilmittels  zuge‐
schrieben wird, das klar auf die Erzeugung weiteren Wachstums abzielt, gilt er aus der Postwachs‐
tumsperspektive vielmehr als ein gefährliches Instrument, das lediglich wohl dosiert zur Senkung des 






das  zu einer ernsthaften Realisierungskrise  führt, Reaktionen hervorrufen  könnte, die  letztlich das 
Ziel der Dematerialisierung verfehlen. Die aus der Realisierungskrise folgende Krise der Überakkumu‐
lation würde schließlich zum einen zur Entwertung insbesondere von materiellem bzw. fixem Kapital 
führen und  könnte  zum anderen  in Reaktion auf diese Krise mit höheren Emissionen,  zusätzlicher 
Bodenversiegelung, Verstädterung und forcierter Ressourcenausbeutung einhergehen, um das über‐








chen,  sich  zentralen  kapitalistischen  Institutionen,  wie  Privateigentum  oder  Markt,  zu  entziehen, 
dürften die Konfliktlinien klar sein. Allerdings lässt sich für weniger radikale Varianten durchaus ver‐










Eine  Deglobalisierung,  wie  sie  im  Postwachstumsdiskurs  aus  wachstumsneutraler  und  Degrowth‐
Perspektive angestrebt wird, also die Kombination von  regionalen Ökonomien und  internationalen 
Handelsregulierungen – die Forderung nach einer Finanztransaktionssteuer  lässt  sich hier noch er‐
gänzen  –, dürfte  zunächst  insofern  zu  Spannungen  führen,  als das  kapitalistische  System bzw. die 











tischen Charakter der mit der Neuen  Internationalen Arbeitsteilung  entstandenen  transnationalen 





















14).  In den Nicht‐OECD‐Staaten  seien geringere  Importe bei gleichzeitiger Stärkung der nationalen 
Güterproduktion und eine zumindest  leichte Verbesserung der Einkommenssituation der Armen zu 
erwarten. Da  die  insgesamt  sinkende  Produktivität  aber  auch  zur  Senkung  des  durchschnittlichen 
Einkommensniveaus  führe, werde dieser  Zuwachs  schließlich wieder  aufgehoben.  Insbesondere  in 
Nicht‐OECD‐Demokratien bestehe  in Folge einer Deglobalisierung die Gefahr einer Destabilisierung 
der  Innenpolitik, außerdem von Staatsversagen und  in der Folge von Bürgerkriegen  (vgl. Hillebrand 






schaftlich  von  der  Deglobalisierung  profitiere, was  letztlich  eine  Verschärfung  der  Ungleichheiten 


























des  technologischen  Fortschritts  widerspricht  dem  weitestgehend  uneingeschränkten  kapitalisti‐
schen Fortschrittsoptimismus, der sich besonders deutlich  in der neoklassischen Wachstumstheorie 
niederschlägt. Überspitzt ausgedrückt besteht aus kapitalistischer Sicht kein Grund, fossile Ressour‐




























Ein  zweites  Konfliktfeld  betrifft  die  Konzepte  der  Eigentumsrechtsreform. Wie  bereits  dargestellt, 
setzt die Existenz und Effizienz des Marktes staatlich garantiertes Privateigentum voraus, ohne das 
sich Waren nicht verkaufen lassen bzw. durch den Verkauf die Eigentümer*in wechseln können. Dies 
ist  der  Kern  der  Kapitalzirkulation.  Zur  Kapitalakkumulation  wird  Kapital  in  die  Produktion  eines 
Mehrwerts  investiert,  der  erst mit  dem  Verkauf  der  produzierten Waren  realisiert werden  kann. 
Dementsprechend  steckt  in  jeder Einschränkung des Rechts auf privates Eigentum ein Konflikt mit 
dem Idealverlauf der marktbasierten Kapitalzirkulation. Paechs Vorschlag einer Bodenreform, mit der 
die  Ressource  Boden  dem  Privateigentum  entzogen  und  in  ein Gemeingut  umgewandelt werden 
würde, dürfte genau  in diesen Konflikt mit dem kapitalistischen System treten. Die von Binswanger 




Bewahrung  des  Eigentums  vorsehen  bzw.  dessen Verbrauch  beschränken,  bedeutet  ein  ähnliches 
Spannungsfeld, auch wenn sich daraus vermutlich nicht auf eine Unvereinbarkeit mit dem kapitalisti‐
schen System schließen lässt. Binswangers Modell tastet nicht das private Eigentumsrecht an sich an, 
sondern  zielt darauf  ab, dessen qualitative Ausformung  zugunsten  eines  verringerten Ressourcen‐






lassen,  überantwortet  Binswanger  legitimerweise  dem  Gesetzgeber.  Die  Gegensätzlichkeit  dieser 
Ansprüche verdeutlicht das Konfliktpotenzial der Eigentumsfrage umso mehr und  lässt zudem eine 










darstellen,  die  sich  nicht  in  einer  veränderten  Entlohnung  ausdrücken,  dürften  das  kapitalistische 
System vor eine Reihe von Problemen stellen: Die Arbeitskraft als Ware ist Ausdruck des Prinzips der 
Kommodifizierung. Demnach  ist  idealerweise alles  in Geld messbar, mit der Geldwertmachung  zu‐




der Arbeitszeit  die  Effizienz  der Ausbeutung  verringert  und  damit  die  Schaffung  eines maximalen 
Mehrwerts blockiert, widerspricht sie der kapitalistischen Profitorientierung und schwächt die Kapi‐




Gemeinschaftsleistungen  ersetzt wird, wie  es  im  Postwachstumsdiskurs mit  der Arbeitszeitverkür‐
zung angestrebt wird, sowie für die bewusst unproduktiven konvivialen Technologien. 
Hinzu kommt, dass das kapitalistische System zwar das Arbeitsvolumen verringern kann, die freie Zeit 
aber nicht  zur  Entfaltung  „freigeben“ darf, da dies  seine  Existenzgrundlage  – den Konsumismus  – 
bedroht. Die zusätzliche Zeit muss zum Konsum genutzt werden (vgl. Harvey 2015: 324f). 
Ein weiterer Konflikt dürfte aus der  Idee des  Jobsharing  resultieren.  Indem sich mehrere Personen 








Es  lässt  sich vermuten, dass dieser Widerspruch nicht nur auf die Produktionsseite beschränkt  ist, 
sondern  im Zusammenspiel mit Entkommerzialisierung, Suffizienz und Subsistenz, die durch solida‐
risch organisierte Selbstversorgung außerhalb des Marktes umgesetzt werden sollen, auch die Reali‐












Desorganisation  der  Produktion,  sinkender  Produktqualität,  der  Verdopplung  der  Lohnkosten  und  
dem Verlust der Handlungsinitiative der Gewerkschaften, habe das kapitalistische System schließlich 













gewerkschaftlich  nicht  abgesichert  gewesen  sei.  Maßnahmen  zur  angeblichen  „Verbesserung  der 
Arbeitsbedingungen“ (Boltanski & Chiapello 2010: 34), wie individualisierte Löhne, Leistungsprämien 
oder  die  Flexibilisierung  der  Arbeitszeit,  sicherten  die  Unterstützung  eines  Teils  der  Arbeitneh‐
mer*innen, bedeuteten letztlich aber eine umfangreiche Deregulierung und ermöglichten dem kapi‐
talistischen  System  eine  effizientere Ausbeutung  als  zuvor, während  die  Künstler‐  und  Sozialkritik 
ihres Feindbildes und damit ihrer Grundlage beraubt wurde (vgl. Boltanski & Chiapello 2010: 31, 34): 














































heitsprimat  ableiten:  Die  alleinige  Beschneidung  der  Spitzeneinkommen  würde  offensichtlich  mit 
dem Prinzip der Profitmaximierung kollidieren und den demonstrativen Konsum und die Geldmacht 
der Kapitalist*innen einschränken, die diese mithilfe der Kommodifizierung auszubauen anstreben. 
Die  alleinige  Erhöhung  der  unteren  Einkommensgrenze würde  dem  kapitalistischen  Streben  nach 
einer möglichst effizienten Mehrwertschöpfung, also ebenfalls nach Profitmaximierung, unter Aus‐





für  deratige  Einkommensgrenzen  allerdings  nur  eine  eingeschränkte Wirksamkeit  annehmen. Wie 
oben bereits dargestellt,  fußt ein Großteil der gesellschaftlichen Macht  insbesondere der Rentiers, 
deren Position  zugleich als ein extremes Ergebnis der Ungleichheiten aufgefasst werden kann, auf 































tigsten  ist dies  für die Degrowth‐Bewegung zu beobachten, deren umfangreiches Repertoire an  In‐
strumenten und Maßnahmen in Verbindung mit dem im Vergleich radikalsten Verhältnis zum Wachs‐
tumsparadigma  die  Wachstumskritik  zu  einem  Antikapitalismus  machen.  Dies  ist  ebenfalls  keine 










Blick  auf  die  Postwachstumsökonomie  interessant.  Durch  die  große  Zahl  gemeinsam  geteilter  In‐







die dortige Zukunftsorientierung  in  seiner Kritik der Geldschöpfung  selbst hervorhebt. Mit der Be‐
grenzung  der Geldschöpfung  entzieht  er  dem  kapitalistischen  System,  das  er  ja  erhalten will,  das 

















































































systematisiert,  die  den  Postwachstumsdiskurs  prägen:  Geldsystem‐  und  Finanzmarktreform,  Ent‐





















trennbarkeit  vom  Paradigma  des  exponentiellen  Wachstums  ist  mit  diesen  Alternativen  einge‐
schränkt  bis  überhaupt  nicht  vereinbar, was  zu  einer  Vielzahl  von  Konflikten  und Widersprüchen 
führt. Auf dieser Grundlage lässt sich plausibel begründen, dass Wachstumskritik mit Kapitalismuskri‐
tik einhergehen muss und bezogen auf einige dieser Konflikte auch mit einem klaren Antikapitalis‐






nunft  spielt  hier  eine  wichtige  Rolle,  da  sich  die  Argumentation  insbesondere  der  ökologischen 
Wachstumskritik weniger progressiven Gruppen leichter vermitteln lassen dürften als die Forderung 
der Überwindung des  kapitalistischen  Systems. Der Widerspruch  zwischen exponentiellem Wachs‐
tum und einer begrenzten Welt  ließe sich auf einen Widerspruch zwischen Gier und Vernunft kon‐








Der  „vernünftigen“ Wachstumskritik  stehen mit  der  Kapitalismuskritik  und  insbesondere  dem An‐
tikapitalismus Assoziationen von gewalttätigen Umstürzen, Revolution und brennenden Barrikaden 
gegenüber, die  eine Argumentation  für  einen  zur Abkehr  vom Wachstumsparadigma nötigen  Sys‐








Erzeugung  eines  gesellschaftlichen Wandels  ergreifen. Die Umsetzung  einer  Postwachstumspolitik 
werde erst möglich,  indem die Gesellschaft  signalisiere, die Konsequenzen  eines  solchen Wandels 
bereitwillig auszuhalten (vgl. Paech 2014: 140f). 
Daran lässt sich mit Harvey anknüpfen, demzufolge der einzige Weg, unter der Dominanz des kapita‐
listischen  Systems  einen Wandel  zu  erzeugen,  die Verknüpfung  der Vielzahl  existierender  sozialer 
Bewegungen zu einer globalen, möglicherweise antineoliberalen Gesamtbewegung sei, die das Sys‐
tem  letztlich  in  einem  kollektiven  Kraftakt  überwinden  könne.  Die  klassisch‐marxistische  Prägung 
dieser Argumentation liegt auf der Hand, eröffnet dem kapitalismuskritischen Postwachstumsdiskurs 
aber neue Möglichkeiten. Harvey argumentiert, dass es zur Kooperation der Einzelbewegungen einer 
















kanischen  Bewegungen  zur Nichtnutzung  fossiler  Ressourcenreserven  und  der  internationalen Di‐
vestment‐Bewegung, die für den Abzug öffentlicher  Investitionen aus der fossilen Energiewirtschaft 
eintritt, zudem zu offen kapitalismuskritischen und tendenziell antikapitalistischen Bewegungen wie 
Occupy  und  Blockupy  oder  Demokratiebewegungen  wie  Democracy  Now  (vgl.  Kallis  et  al.  2012: 
177f). Wie Latouche ausführt, lassen sich zudem Verbindungen zum Antikapitalismus der politischen 





















Gegenbewegungen einzuverleiben oder  ins Leere  laufen zu  lassen. Die Studie von Boltanski & Chia‐
pello  verdeutlicht  dies.  Spekulationen  auf  vermeintliche  Automatismen  werden  hier  ausdrücklich 
abgelehnt. 
Letztlich beruht diese Analyse auf  rein  theoretischen Annahmen. Umso  interessanter  ist es daher, 








der Degrowth‐Bewegung bestehen derartige  Initiativen bereits seit mehreren  Jahren,  insbesondere 
in Spanien, wo an verschiedenen Stellen  solidarische  regionale Ökonomien,  teils auch mit eigenen 
Komplementärwährungen, umgesetzt werden (vgl. Demaria et al. 2013: 202). 
Ein  hochaktuelles  Beispiel  ist  zudem  Griechenland.  In  Folge  der  dortigen  Schuldenkrise,  der  EU‐
Austeritätspolitik  und  den  daraus  resultierenden  Verlusten  öffentlicher  Versorgungsleistungen  ist 






cenintensiven  Konsumismus  zurückzukehren?  Anhand  der  Betrachtung  aktueller  wirtschaftlicher 
Krisenregionen als Fallstudien eines potenziellen Postwachstumsszenarios lassen sich möglicherweise 
Chancen und Hindernisse einer geordneten Transformation abschätzen. 












wachstumsdiskurs, Wachstumsparadigma  und  kapitalistischem  System  grundlegende  Konfliktlinien 
aufgezeigt, anhand derer  sich die Beantwortung dieser  Frage möglicherweise orientieren  lässt.  Im 
Gegensatz zum exponentiellen Wachstum erscheint die Zahl der noch offenen Fragen allerdings na‐
hezu unbegrenzt.   
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